
Sehr geehrte Damen und Herren, 

  

das Verkehrsministerium Baden-Württemberg nimmt zum vorliegenden Gesetzesentwurf 
folgendermaßen Stellung: 

Wir danken für die Gelegenheit zur Stellungnahme, auch wenn die in der Föderalen 
Modernisierungsagenda (Maßnahme 228) vorgesehene Regelfrist für die Beteiligung von 
vier Wochen unterschritten wird. 

Der Gesetzentwurf ist überarbeitungsbedürftig. Insbesondere sollten 
Wertungswidersprüche zum Infrastruktur-Zukunftsgesetz vermieden werden. 

Im Einzelnen: 

Wir unterstützen die Ansätze im Gesetzesentwurf, die Anwendung der Eingriffsregelung 
bei der Vorhabenzulassung zu flexibilisieren. Dies betrifft die erweiterte Möglichkeit des 
Ausgleiches und Ersatzes im betroffenen Naturraum oder in angrenzenden Naturräumen 
(Art. 1 Ziffer 6a), die gesetzliche Klarstellung über die erweiterte Anerkennungsfähigkeit 
von Maßnahmen nach anderen Rechtsvorschriften als Ausgleichs- und Ersatzmaßnahme 
(Art. 1 Ziffer 6b), insbesondere auch der Maßnahmen zur Wiedervernetzung von 
Lebensräumen an linearen Infrastrukturen sowie die Einräumung der Möglichkeit der 
Abgabe der Kompensationsverpflichtung mit befreiender Wirkung an geeignete Dritte 
(Art. 1 Ziffer 8). Auch die Gewährung eines Abschlags beim biotopwertbezogenen 
Kompensationsbedarf bei Inanspruchnahme von vorgezogen und projektunabhängig 
durchgeführten Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahmen sehen wir positiv (Art. 1 Ziffer 6 c, 
neuer Absatz 3a). Die sehr begrüßenswerte erweiterte Verordnungsermächtigung im 
neuen § 54 Abs. 12 (Art. 1 Ziffer 14) für eine untergesetzliche Standardisierung im Arten- 
und Gebietsschutz sollte um einen überschaubaren Zeithorizont für die Vorlage der 
Rechtsverordnungen ergänzt werden. 

Die Regelung im neuen § 1a Satz 2 (Art. 1 Ziffer 2b), wonach ein überragendes 
öffentliches Interesse für die in Satz 1 genannten Schutzgebiete und Schutzgüter nicht 
für zuvor durch Bundesgesetze in das überragende öffentliche Interesse gestellte 
Infrastrukturvorhaben Anwendung findet, wird im Sinne des Erhalts der damit 
bezweckten Priorisierung dieser Projekte sehr begrüßt. Wir sprechen uns ausdrücklich 
auch für eine Einbeziehung der Vorhaben, die aus dem Sondervermögen für Infrastruktur 
und Klimaneutralität finanziert werden, in den Kreis dieser Vorhaben aus. Allerdings 
halten wir es für erforderlich, dass dem Landesgesetzgeber auch nach Inkrafttreten des 
Gesetzes die Möglichkeit ausdrücklich vorbehalten bleibt, nach eigenem Ermessen 
bestimmte Landesverkehrsvorhaben in das überragende öffentliche Interesse zu 
stellen.  Auch für diese Vorhaben sollte die neue Regelung in § 1a Satz 1 keine 
Anwendung finden. Insofern plädieren wir für eine entsprechende Öffnungsklausel in der 
vorliegenden Regelung. 



Wir weisen darauf hin, dass die Neuregelung in § 1a für alle nicht durch Bundes- oder 
ggf. Landesgesetz in das überragende öffentliche Interesse gestellte Verkehrsvorhaben 
eine Schlechterstellung im Vergleich zur derzeitigen Rechtslage bedeuten kann. 
Verkehrsvorhaben, die in die dort aufgeführten Schutzgebiete eingreifen wollen, haben 
künftig regelmäßig hinter den Naturschutzinteressen zurück zu stehen, es sei denn es 
sprechen besonders gewichtige Gründe für das Verkehrsvorhaben. Dies ist mit erhöhtem 
Begründungsaufwand und dem Risiko der Unzulässigkeit des Verkehrsvorhabens 
verbunden.  

Gemäß der Begründung zur gesetzlichen Klarstellung im neuen § 14 Abs. 4 (Art. 1 Ziffer 
5b), wonach es sich bei regelmäßig durchgeführten Maßnahmen zur ordnungsgemäßen 
Unterhaltung von Verkehrswegen und zugehörigen Betriebsanlagen nicht um einen 
Eingriff handelt, werden Ersatzneubauten ausdrücklich von dieser Regelung 
ausgenommen. In diesem Zusammenhang wird darum gebeten, zu prüfen, die 
Eingriffsregelung für Ersatzneubauten zu vereinfachen (vgl. Maßnahme 96 der Föderalen 
Modernisierungsagenda).  

Im Zusammenhang mit dem neuen § 15 Abs. 3b (Art. 1 Ziffer 6c), der eine Erhöhung des 
biotopwertbezogenen Kompensationsbedarfs um 20 Prozent bei Eingriffen in Flächen der 
Natürlichen Infrastruktur nach § 20a (neu) vorsieht, weisen wir darauf hin, dass es für 
Vorhaben der Straßen- und Schieneninfrastruktur aufgrund des linienhaften Verlaufs 
nicht ohne weiteres möglich sein wird, diese Kulisse zu meiden. Aus der 
Zuschlagsregelung würde sich für diese Vorhaben ein erhöhter Flächenbedarf verbunden 
mit höheren Kosten ergeben.   

Außerdem geben wir im Hinblick auf den neuen § 15 Abs. 6a (Art. 1 Ziffer 6f) zu 
bedenken, dass der Nachweis der Unmöglichkeit der Realkompensation aufgrund 
mangelnder Flächenverfügbarkeit aufgrund der Bezugnahme auch auf die angrenzenden 
Naturräume mit einem deutlich höheren Begründungsaufwand verbunden sein dürfte. 

Mit der Veröffentlichung unserer Stellungnahme auf der Internetseite des BMUKN sind 
wir einverstanden. 

  

Mit freundlichen Grüßen 

 


	Im Einzelnen: 

